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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

13. Januar 1978 Nr. 275

Die ~ .emeindedeI~StadtS2L0th~rn unterbreitet dem Re—

gierungsrat den ~ elan ~‘Obach ebieti mit den zu ehöri en
~rschriften und den drei Teil länen Zonen lan Strassen- und

~zur

Genehmigung,

D~r Teilpian Obachsanierung/RegiOnaler Abwasserkanal wurde mit

RRB Nr. 7103 vom 25. November 1977 genehmigt. Vorgängig ge

nehmigte der Regierungsrat mit Beschluss Nr. 2645 am 10, Mai 1977

das Bauprojekt für die erste Etappe der 0bachsanier1.mg~ Die

GKP—Revision 1976 hatte der Einwohnergemeinderat am 21. Juni 1977

beschlossen,

Das 11obachgebiet‘1 lieg~ im westlichen Teil der Stadt Solothurn,

Es ist begrenzt im Westen durch die projektierte Mittlere West—

tangente, im Nord—Osten durch das Trasse der SBB sowie im Süden

dtsch die Aare,

Der bestehende rechtsgültige allgemeine Bebauungsplan mit Datum
vom 24, Juni 1938 legte die mögliche Nutzung mit der Aus

scheidung einer Industriezone und einer Baüzone III (3—geschossig)

fest, Ferner bestehen im Bereich des t~0bachgebietes~ ver

schiedene rechtsgiiltige spezielle Bebauungspläne, die grund

sätzlich dem zur Genehmigung vorliegenden Bebauungsplan vor

gehen.

Im. Bebauungsplan fobachgebiett! wird entlang der projektierten

Mittleren Westtangente eine Gewerbezone ausgeschieden, welche

die rückwärtig liegenden Wohn~onen von Verkehrsimmissionen

schützen soll. Die Festlegung der Industriezonen erfolgte

weitgehend in.Uebereinstimmung‘ mit der heute bestehenden Nutzung.
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Mit der Ausscheidung der öffentlichen Zonen Oe 1 — Oe 4 ver

schafft sich die Einwohnergemeinde die Möglichkeit zur

Sicherung von Landreserven fUr öffentliche Bauten und Anlagen

oder zur Erhaltung schützenswerter Bausubstanz bzw0 von

Naturschutzgebieten, Soweit die ausgeschiedenen öffentlichen
Zonen von der Einwohnergemeinde nicht beansprucht werden, können

sie entsprechend den Grundvorschriften von der. ‚G~ndeigen

tUrnern genutzt ~ -

:.:..~.~ie~Festlegui~g -der Wohnzonen W2, W 3 und W 5 ~rfdlgte in Ueber—

einst.immung mit den bestehenden rechtsgultigen speziellen

Bebauungsplänen und der heute vorhandenen Ueberbauung. In

speziell bezeichneten Höherbaugebieten der Zonen 1 1, D,

Oe 3, Oe 4, W 3 und W 5 kann mittels sp~ziell~hBebauun~splan

höher als es die zonengemässe •Vorschrift~vo~sieht gebaüt werden,

Im Bebauungsplan ist die Aufteilung des Obachgebietes in die

Bauetappen 1 + II vorgesehen. Der Perimeter der ersten Etappe

umfasst die Flächen östlich des Obaches sowie das gesamte

Planungsgebiet nördlich der projektierterf Weststadtstrasse,

Der verkehrstechnjsche Anschluss des Obachgebietes an das

Ubergeordn~te Strassennetz wird durch den Anschluss der Sammel—
strassen.-A und D an die projektierte Weststadtstrasse sicher—

gestellt, Bis zur Realisierung der Bauetappe II bzw. zum Bau de~.

Weststadtstrasse wird der Verkehr aus dem ~Obachgebiet~ via
Römer—, Segetz— und Gibelinstrasse an das übrige Verkehrsnetz

angeschlossen, Den Bedürfnissen.der Fussgänger wurde durch

Anlegung eines grobmaschigen Fusswegnetzes über das ganze

Planungsgebiet Rechnung getragen, Zum Teil sind dem Obach entlang

separat geführte Fusswege vorgesehen,

Als Abänderung gegenüber dem rechtsgültigen Strassen— und Bau

linienplan ~Mittlere Westtangent&3: (RRB Nr. 137 vom l2~ ~J~.nuar

1973) beantragt die Einwohn~rgerneinde der Stadt Solothurn den

Anschluss der Segetzstrasse an die Weststadtstrasse aufzuheben

und d~e Segetzs~rasse als. reine Quartierstrasse zu. klassie~en,
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Die zweite öffentliche Auflage des Bebauungsplanes ~0bachgebietn

e~folgte in der Zeit ~vom 20, April bis 19. Mai 1976, Während

der gesetzlichen Frist ~rden 18 Einsprachen einger~icht, In

seiner Sitzung vom 8, Dezember 1976 hat der Gemeinde~at die

eingegangenen Einsprachen behandelt.~ auf eine ~rde nicht

eingetreten, eine teilweise gutgeheissen un~ di~ übrigen abge

wiesen, Innerhalb der gesetzlic~e~ Frist.gingen drei Be

schwerden an die Gemeindeversammlung ein, Aufgrund von
Einigungsverhandl~g~~ seitens des Gemeinde~ates mit ‘den drei

Besch~~rerd~Uhrern wurd~n die Beschwerden an die Gemeindever
sam~n1~u~ z~rUck~ezogen~ Im Rahmen der erwähnten Einigungsver.

hand‘~~g~n 1~u~e‘die öffentliche Zone Oe 2 in eine Zone Oe.3

~it entspred1~end- höh~r~n~umgewande1~,

Ei‘n~‘ ~eüaufl~g~‘ fand nicht~statt. In der-Folge, genehmigte

•e~in~e~‘a~ a~ s~iner Sitzung vom 30. August 1977 den Be—

~mit den speziellen Bauvorschriften
~ufgrun‘d‘ ~n § 15 des kant, Baügesetzes,

Formell ist folgendes zu bemerken~

1, Der Gemeinderat hat eine Einsprache “ut~ehe±Ssen und die

aufgelegte Zone Oe 2 in einem Gebiet in die Zone Oe 3 umge~
wandelt, ohne diese Aenderung erneut öffentlich aufzulegen,

An sich besitzen die Behöi~d‘en. das Recht~‘im‘Ei~j~prache. und

Beschwerdeverfahren die aufgelegten Pläne abzuändern. Doch
bedingt eine wesentliche Planändemung.ein~ erneute Planauf—

lage (vgl.~ Grundsätzliche Ent~cheide des R~giemungsrate5

1952, Nrn, 24 und 26 und Mittejlu12gs~latt‘ des Bau—Departe«

mentes 1976, Nr. 24, 5, 15 ff), Wesentlici2e Aenderungen

sind solche, welche die Interessen d~All~e1~inheit und

~icht nur die Interessen Einzelner berühre~, Im Einzelfall

erscheint eine ~bgrenzung oft schwierig, Doch eine Aufzonung

wird immer als wesentliche Planändemung qu~lifizier-~, Somit

kann die Cc 3 aus formellen Gründen nicht genehmigt werden,

Diese ~ss im Verfahren nach dem Baugesetz öffe tlich aufge

legt werden, Einzig die Nutzung‘. al~ öffentliche Zone (Cc)

wie auch die Etappiemung (II, Etappe), die aufgelegt und
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nicht angefochten worden waren, werden genehmigt. Solange

das Gebiet GB Nr. 1635, nördlich der Hans Huberstrasse

nicht als Oe 5 aufgelegt und genehmigt worden ist, gelten

demnach für diese öffentliche Zone bei einer allfälligen

Ueberbauung durch einen Privaten noch die Vorschriften

für die Bauzone III gemäss allgemeinem Bebauungsplan vom

24. Juni 1938,

2. Die Bauvorschri~~n zum Bebauungsplan “Obachgebiet~ wurden

vor Genehmigung des Baureglementes der StadtSolothurn

(P~pB Nr. 5554 vom l4~ September 1977) ausgearbeitet und

öffentlich aufgelegt. Die vom Regierungsrat im städtischen

Baureglement verlangten A.endemungen konnten deshalb im

vorliegenden Reglement nicht berücksichtigt werden~ Folgende

Bestimmungen der Bauvorschriften zum Bebauungsplan !!Obach

gebiet~ müssen aus rechtliähen Gründen geändert bzw. dem

Wortlaut des städtischen Baureglementes angepasst wer•~~den:

~2b:

Gebäudehöhe in m maximal

Hinweis auf EG ZGB § 225

§ 25 Abs. 2 des städtischen Baureglementes ist unverändert
zu übernehmen,

~ ~
Letzter Satz: falscher Hinweis auf Art, 62 Abs. 1, Da der

Begriff ~Strassenniveau~. in keiner ander~en Bestimmulag vor

kommt, kann der letzte Satz gestrichen werden~

~~bs,l:
Da Verkaufsräume als Räume zum dauernden Aufenthalt gelten,

ist der Hinweis in beiden Unterabschnitten zu streichen,
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Hier ist § 80 ER zu Uberneh~e~i ode~ der Vorbehalt der Zu

stimmung durch das Bau—Departement anzubringen,

§ 81 ER ist zu übernehmen,

Hinweis auf städtisches Baureglement ändern,

Die Gemeinde Solothürn wira verhalten, diese Aenderungen

vorzunehmen und eine bereinigte Fassung der Bauvorschriften

herauszugeben.

Es wird

beschlossen:

1, Der Bebauungsplan 110bachgebiet~‘ mit den zwei Teilplänen,

Zonenplan und Strassen— und Baulinienplan wird genehmigt,

mit ~~ü~ahme der Zone Oe 3 auf GB Nr. 1635, Für GB Nr. 1635
wird im Sinne der Erwägungen lediglich die Grundnutzung

(Oe) sowie die Etappierung (II, Etappe) genehmigt,

2, Die speziellen Bauvorschriften zum Bebauungsplan ~!0bachge_

biet“ sind im Sinne der Erwägungen abzuändern bzw. dem

städtischen Baureglement anzupassen und werden mit diesem

Vorbehalt genehmigt,

3, Vom Begehren der Stadt, den Strassen— und Baulinienplan

~ittlere~dahingehend abzu

ändern, dass der Anschluss der Segetzstrasse an die West—

stadtstrasse aufgehoben und die Segetzstrasse als reine

Quartierstrasse zu klassieren sei, wird Kenntnis genomrne~,
Die Gestaltung der Anschlüsse an die ~rö~ektj~erte West—

stadtstrasse kann erst nach Abschluss der Studien eines

vereinfachten Projektes der Mittleren Westtangente festge
legt werden, Hierbei sind auch die Verhältnisse zu be—
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rücksichtigen, die sich möglicherweise ergeben, wenn die

Weststadtstrasse in einer ersten Bauetappe noch nicht er

stellt werden sollte0

4~ Die Einwohnergemeinde Solothurn wird verhalten, dem Kant, Amt

für Raumplanung bis zum 1, März 1978 noch 3 bereinigte,

mit dem Genehmigungsvermerk der Gemeindc versehene Bauvor—

schriften, zuzustellen,

5, Bestehende Pläne verlieren ihre Rechtskraft soweit sie mit
den vorliegenden in Widerspruch stehen,

Genehmigungsgehühr~ Fr~ 3OO.~.——

Publikationskosten~ Fr~l8~—— (Staatskanzlei Nr, 95 ) KM

Fr, 3l8~——

Der Staatsschreiber~

~u~

~ert~nSei~be7
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Bau—Departement (2) Bi/HS
Kant~ I-Iochhauamt (2)
Kant, Tiefbauamt (2)
Amt fU.r Wasserwirtschaft (2)
Rechtsdienst des Bau—Departementes

Amt ftir Raurnplanung (3),~
Bauvorschriften

Kreisbauamt 1, 4500 Solothurn, t~r05t5en1~~01t

Amtschreiberei, 4500 Solothurn, ~tlen,~2nei2l~Jfolt

Kant, Finanzverwaltung (2)
Sekretariat der Katasterschatzung (2)
Ammannamt der EG, 4500 Solothurn
Stadtbauamt, 4500 Solothurn, ~~e,len,Planunden,Ba~vor

~tenfolensäter

Amtsblatt. Publikation
Der Bebauungsplan “Obachgebiet11 mit den dazugehörigen speziellen
Bauvorschriften der Einwohnergerneinde Solothurn wird unter
Vorbehalten genehmigt,



BauvorschriFten zum

Bebauungsplan

Obachgebiet

vom 24. 11.75/17.3.76/8. 12.76/30.8.77

Vom Regierungsrat durch heutigen
Beschluss Nr. .29C genehmigt.

Solothurn, den s‘Z lan. ig??
Der Staatsechreiber:

4/



Bauvorschriftsn zum

Bebauungsplan

Obachgebiet

1. Abschnitt: Der Bebauungsplan Obachgebiei

• 51

Das Obachgebiet wird in folgende Zonen singe- A. Zonsneinteilung
teilt: und Zonsngrundvor

schriften

Abkürzung 1. Zonenübsrsicht

1. Wohnzonen

a) zweigeschossig 112
b) dreigeschossig 113
c) fünfgeschossig W5

2. Cewsrbezone G

3. tndustriezonen

a) Industriezons 1 1 1
b) Industriezons 2 • 1 2

4. Zone für Dienstleistungeanlagen
der Industrie D

5. Schutzzone S

6. Oeffentliche Zonen

a) ßffentliche Zons 1 [Je 1
b) ßffsntliche Zone 2 Oe 2
d) öffentliche Zone 3 Oe 3
d) öffentliche Zone 4 De 4
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In den Wohnzonen galten folgende Grundvor- II. Wohnzonen
schriften:

W2 W3 WS

1. Bauweise offen offen offen

2. a) Geschosezahl maximal 2 3 5
b) Geb~ude-~~~ maximal 8 11 17

3. Geb5udel5nge in rn maximal 25 40 40

4. Geb~udetiefe in m maximal 15 15 15

5. Ausnützungsziffer maximal 0,35 0,7 0,8

53

1 In der Gewerbezone gelten folgende Grund- III. Geworbazont

vorschriften:

1. Bauweise offen

2. Geb~udeh8he in m maximal 14

3. Geb8udel5nge in m maximal 40

4. GebMudetiefe in m maximal 25

5. Ausnützungsziffer keine

2 In der Gewerbezone sind zul8ssig:

1. Gewerbliche Bauten und BürogebMude;

2. Wohnungen für den Inhaber und für betriebsaigenes
Personal, dessen stMndige Anwesenheit aus be
trieblichen Gründen erforderlich ist....

54

1 In den Industriezonen gelten folgende IV. Industrie

Grundvorschriften: zonen

Ii 12

1. Bauweise • offen offen

2. GebMudehöhe in mmaximal 14 20

3. GebMudelänge unbe- unbe
schrMnkt schrMnkt
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4. Geb5udetiefe unbe- unbe
schränkt schränkt

5. Ausnfltzungsziffer keine keins

2 In den Industriezonen sind zuiftsig:

1. Industrielle Bauten und Bürobauten;

2. Wohnungen fflr betriebseigenes Personal,
dessen sUndige Anwesenheit aus betrieblichen
GrOnden erforderlich ist.

55

In der Zi,no før Oienstleistungsanlagsn der In- V. Zone fOr
dustrie gelten folgende Grundvorschriften: Dienst

lsistungs
anlagen

1. Bauweise offen

2. a) Ceschosszahl maximal 3
b) GebSudehöhs in m maximal 10

3. Geb8udel~nge unbe
schr8nkt

4. CebAudetiefs unbs
schränkt

5. AusnOtzungsziffer maximal 0,55

2 In der Zone fflr Disnstleistungsanlagen der In

dustrie sind zul5ssig:

1. Wohlfahrtsgebaude, Schulungsgeb~uds, Vsr
wa1tungsgsb~ude, Kantinen, Kinderhort, Sport
anlagen und 8hnliche Disnstleistungsanlagsn
der. Industrie.

2. Wohnungen fflr betriebseigenes Personal, dessen
ständige Anwesenheit aus betrieblichen Grßndsn
erforderlich ist.

3. Die Baukonvnission kann in dieser Zone Wohnge
b~ude bewilligen. Sie kann diese Bewilligung
erteilen unter Auflagen hinsichtlich .

a) Schutz vor Immissionsn aus den Industriozonsn
b) landschaftlich befriedigende Abtrennung durch

Grünanlagen gegenüber den Industriezonsn.



.4

56

Die Schutzzone umfasst die unter kant. Alter- VI. Schutzzon‘
tflmerschutz stehenden GrundstOcke.

2 In der Schutzzone gelten fflr Neubauten folgende

Grundvorschriften:

1. Bauweise offen

2. a) Geschosszahl maximal 2
b) Gebgudehöhein m maximal 8

3. Gebfludelänge in m maximal 25

4. Geb8udetiefe in m maximal 15

5. Auenützungsziffer 0,35

Die auf diesen Grundstflcken bestehenden Kultur
denkm5ler sind in ihrer Eigenart und Einheit im
Sinne der Vorschriften des kant. AltertOmersobutzes
zu erhalten und bei Umbauten nach Möglichkeit wieder
herzustellen. Neubauten haben sich in das charakte
ristieche Gesamtbild einzuordnen.

Der AltertOmerschutz erstreckt sich auch auf die Um
gebung der geschOtzten Kulturdenkm8ler, eoweit es
zur Erhaltung des architektionischen und geschichtlichen
Zusammenhanges erforderlich ist.

Die Vorschriften der kant. Altertflmerverordnung und die
kant1 Verordnung Ober den Natur- und Heimatschutz bleiben
vorbehalten.

1 Die öffentlichen Zonen umfassent VII. Oeffentl.

1. Das öffentlichen Zwecken dienende Grund- Zonen

O eigentum öffentlichrechtlicher Körper
schaften;

2. Das piivate Grundeigentum, welches fOr öffentliche
Zwecke (wie Uferschutz, Erholungsanlagen, Schulen,
unter Ausschluss des Wohnungsbaues) erworben werden
soll. Das Gemeinwesen kann solches Grundeigentum,
das nicht freihandig erworben oder mit Dienstbar
keiten, die den öffentlichen Zweck sicherstellen,
belastet werden kann, nur auf dem Weg des Ent
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eignungsverfahrene erwerben, Solange dieses
Verfahren nicht eingeleitet ist, kann der
Eigentümer im Rahmen der Grundvorschriften
gemäss Abs. 4 Ober sein Grundeigentum ver
fügen.

2 Der Gemeinderat entscheidet darüber, ob in dieser

Zone eine Baubewilligung für private Bauten zu er
teilen ist. Entscheidet er in ablehnendem Sinne, so
hat er, wenn Verhandlungen Ober einen freihändigen
Erwerb nicht zum Ziele geführt haben‘, das Ent
eignungsverfahren einzuleiten.

Bei Baueingaben für kleinere Umbauten ist Abs. 2
nicht anwendbar.

In den öffentlichen Zonen gelten folgende Grundvor
schriften:

Oel OeZ 0e3 0e4

1. Bauweise offen offan offen offen

2. a) Geechosszahl
maximal 1 2 3 4

b) Gebäudehöhe in
m maximal 6 8 11 14

3. Gebäudelänge in
m maximal 25 25 40 unbeschränk

4. Gebäudetiefe in
m maximal 15 15 15 unbeschränk

5. Ausnützungs
ziffer 0,3 0,35 0,7 keine

58

1 Einzelne Teile der Zonen werden den folgenden B. Höherbauge

Höherbaugebieten zugeteilt: biete

Abkürzung

1. Höherbaugebiet 14 m H 14

2. Höherbaugebiet 20 m H 20

2 In den Höherbaugebieten können durch Spe~iellen Bebauungsplar

Gebäude ohne Beschränkung auf die zonengemässe Geschosszahl
bis auf die ihrer Bezeichnung entsprechende Gebäudehöhe zuge
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lassen werden, wenn eine solche Bebauung bei sorgfältiger
Berücksichtigung sowohl ihrer Auswirkungen auf das Orts-
bild als auch des Charakters der Zone architektonisch,
städtebaulich und hygienisch besondere Vorzüge aufweist.

‚9

1 Das Obachgebiet wird in die Bauetappen 1 und C. Bauetappen

II eingeteilt. 1. Einteilung

2 Der Gemeinderat kann bei Bedarf das Gebiet der

Bauetappe II ganz oder teilweise der Bauetappe
1 zuteilen.

Die in den Gebieten der Bauetappen 1 und II speziell
ausgeschiedenen und weitgehend überbauten Teilflächen
P und 11* weisen als provisorische Lösung eine
kanalisationstechnisch unvollständige Entsorgung
auf. Die Grundeigentümer sind verpflichtet, auf
erstes Verlangen des Tiofbauamtes die Hauskanali
sationen fach- und vorschriftsgemäse auf ihre Kosten
anzupassen, sobald die erforderlichen öffentlichen
Kanalisationsanlagen geschaffen sind.

510

1 Die Erstellung der in den Bebauungsplänen vor- II. Ers•tellunj

gesehenen Strassen, Kanalisationen und Pump- von Strassen,
anlagen erfolgt in allen Bauetappen durch die Kanalisationei
Gemeinde im Rahmen ihrer Kreditbeschlüsse. und Pumpenan

lagen
1. Erstellung

durch die
Gemeinde

2 Im Gebiet der Bauetappe II sollen Strassen, Kana

lisationen und Pumpanlagen grundsätzlich erst er
stellt werden, wenn das Gebiet der Bauetappe 1
in genügendem Masse überbaut ist.

5 11

1 Es steht einem Grundeigentümer frei, den Bau 2. Kostenvor

von Strassen und Kanalisationen, einschliesslich schuss dur~
notwendiger Pumpanlagen, in den Gebieten der Bau- Private
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etappe XI vorzeitig von der Gemeinde zu verlangen.
wenn er die Kosten für den plangem~ssen, den
technischen Vorechriften der Gemeinde entsprechenden
Ausbau einsohliesslich der Beleuchtungsanlagen durch
zinslosen Vorschuss an die Gemeinde übernimmt.

2 Die Straseenanlagen im Sinne von Abs. 1 müssen in der

Regel durchgehend sein. Die Gemeinde kann in Ausnahme
f5llen auch nicht durchgehende Strassen erstellen.
wenn der Grundeigentümer bis zum Zeitpunkt der Er
stellung der durchgehenden Strasse 5ffentlich befahr
bare Wendem8glichkeiten zur Verfügung stellt und sich
zu ihrem Unterhalt verpflichtet.

Verlangen mehrere Grundeigentümer die Erstellung einer
solchen Anlage gleichzeitig, ist der zu leistende Vor
schuss für die Gesamtkosten proportional zu den Perimeter
beitragen der einzelnen Grundeigentümer unter sie aufzu
teilen.

Die Gemeinde zahlt diesen Vorschuss abzüglich die vom
Grundeigentümer geschuldeten Perimeter- und Kanalisations
beiträge wie folgt zurOck:

1. die bei andern Grundsigentümern erhobenen Perimeterbei
trage und 50 % der Kanalisationsbeiträge sofort nach
ihrem Eingang. Die Gemeinde erhebt solche Beitr8go.eret
im Zeitpunkt der Ueberbauung;

2. den Rest im Zeitpunkt. in welchsm das betreffende Ge
biet in di. Bauetappe 1 umgeteilt wird. In diesem Zeit
punkt werden die Perimeterbeitrfts der übrigen Grund
eigentümer fallig.

Der Gemeinderat kann, wenn eine im Sinne von Abs. 1 neu
erstellte Strassenanlage öffentliche Bedeutung erlangt.
die vorzeitige Rückzahlung des restlichen Vorschusses be
schliessen.

S‘l2

Der Anschluss der Bauten an die .Kanalisation 1!!. Anichluss
ist bei Einhaltung der Anschlussvorschriften an die
und im Rahmen der Kapazität der Anlage im Ge- Kanali
bist sation

1. der Bauetapps 1 gewährleistet

2. der Bauetappen II, 1 und 11 nur im Rahmen
der generellen Kanalisationsprojekte gewähr
lsistet.
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2 Die Hauekanalisationen müssen in der Regel über dem

Grundwasserspiegel geführt und an die öffentliche
Kanalieation angeschlossen werden.

2. Abschnitt: Besondere
Bauvorechriften

513

Die Fläche einee Grundetückee darf zu höchstens A. Verhältnis
50 % überbaut werden.. Von der nicht überbauten der Bauten zu
Fläche muee die Hälfte begrünt eein. Dieee Vor- Grundfläche
echrift gilt in der Gewerbezone und in den 1. Ueberbau
Industriezonen nicht. . bare Fläche

5 14

Die Auenützungsziffer beetirrint dae zulässige II. Auenützun
Nase der baulichen Ausnützung eines Grund- ziffer
stücke; dabei bleiben alle übrigen Vorschriften 1. Begriff
dieses Reglementes vorbehalten.

2 Auf die Ausnützungsziffer wird angerechnet:

1. die Geschossfläche der Voll- und der Attika-
geschosse;

2. die Geschosefläche ausgebauter Dach- und
Untergeschosse. Dach- und Untergeschosse
gelten in dem Masse als ausgsbaut, in
welchem sie Haupt- oder Nsbenräums ent
halten;

3. die halbe Bruttoflächs auskragsndsr und ein
springsnder offener Gebäudstsils wie Balkons,
Loggien, Laubsngängs und überdeckte Plätze.

Die Ausnützungsziffer wird wie folgt berechnet:
Summe der nach Abs. 2 anrechenbaren Flächen, gs
teilt durch Grundstückflächs hinter der Strassen
linie.

~ Ausnützungsziffsrn können unter der Bezeichnung

Bauzone mit Ausnützungsziffer im Grundbuch an
gemerkt werdsn.

Die Vorschriften über die Ausnützungsziffer dürfen
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durch Parzellierungen nicht umgangen werden. Soweit
und eolange die Ausnützung des I‘Iuttergrundstückes
wegen Abtrennung von Parzellen die zonengemasse Aus
nützungaziffer übersteigt, gilt für die abgetrennte
Parzelle eine entsprechend herabgesetzte Auenützungs
ziffer. Diese kann im Grundbuch unter der Bezeichnung
“Neue Ausnützungeziffer angemerkt werden. Der Eigen
tümer hat dem Stadtbauamt eine Kopie des Flutaticns
planes einzureichen und für die Anmeldäng der be
richtigten Ausnützungsziffer zu sorgen; diese An
meldung kann auch von Amtes wegen erfolgen.

5 15

1 Als Arealbebauung gilt eine Bebauung. 2. Erh8hung t

1. welche ein zusammenhängendes Gebiet von Arealbe
mindestens 5000 m2 umfasst; bauung

2. welche architektionisch, städtebaulich
und hygienisch besondere Vorzüge aufweist

3. und welche entweder gleichzeitig ganz oder
mindestens gruppenweise in Etappen ausge
führt wird.

2 Die Baukommission kann für Arealbebauungen

eine Ueberschreitung der zonengem8ssen Aus
nützungsziffer zulassen:

1. bis 15 % für ein. Areal von mindestens 5000 m2;

2. bis 20 % für ein Areal von mehr als 10000 m2.

516

1 Der Bauabstand beträgt: 8. Verhgltni!

1. ge~enüber Sammelstrassen 6 m;
2. gegenüber andern Strassen und Fueswegen 5.m 6ffentlichen

Strassen,
2 Pl5tzen undFür Baumpfianzungen, ausgenommen Spalierbäume, Gewässern

beträgt der Abstand 2 m (EGif 225). 1. Bauabatanc
‘268

Vorbehalten b1eibe~i:

1. Baulinien;

2. Bestimmungen des kantonalen Rechts über Bau-
abstände an Durchgangsstrassen und Wasssrläufen.
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L5ngs Strassen und Fusswegen ist in den Wohnzonen
und in den 8ffentlichen Zonen an Stelle des Bauab
standes oder der Baulinie ein Grenzabetand nach
5 19 einzuhalten, eofern dieser Grsnzabstand grösser
ist. Er ist von der Mitte zwischen den Bauabst~nden
bzw. den Baulinisn zu messen.

5 17

1 Soweit die Umstande es rechtferigen, können Aus- II. Ausnahme-
nahmen von den Vorschriften des 5 16 mit oder bewilligungsn
ohne Auflagen oder Bedingungen gestattet werden, nach NBR 5 33

2 Die Ausnahmebswilligung kann gegen Revers erteilt
oder mangels schriftlicher Zustimmung des Grund
sigsntümsrs mit oder ohne Mehrwertsanspruch ver
fügt wsrden.

Zur Erteilung der Bewilligung ist an Kantonsstrassen
und öffentlichen Wasssrlaufsn das Baudspartement, an
Gsmeindsstrasssn die Baukommission zust8ndig.

5 16

Bauteile zwischen Baulinie und Vorbaulinie dür#en III. Vorbau—
umgebaut werden, ohne dass dafür eins Ausnahmebsr linien
willigung gegen Rsvers notwendig ist. Für An-, Auf-
und Neubauten ist hingegen die Baulinis massgebend.

5 19

1 Der Grenzabstand beträgt 4 m. C. Vsrh5ltnis
der Bauten un

2 PflanzungenEr muss erhöht werden: untereinander
1. bei Gebftuden mit mehr als 3 Geschossen; um und zu nach-

1 m für jedes zusflzlichs Vollgsschoss;
2. bei Geb5udsn mit 2 und mehr Geschossen, deren

Fassade l5ngsr als 12 m ist: parallel zu dieser 1. Grenzabsta
Fassade um die H5lfte der Mehr1~nge, höchstens 1. In den ~on
aber: W, 0, 5 und 0
a) bei 2- und 3-geschossigen Bauten auf 11 m;
b) für jedes weitere Vollgeschoss um zus5tzlich

1,5 m
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Der naäh Abs. 2 erhöhte Grenzabstand darf bei ge
brochenem Grenz- oder Fassadenverlauf ausgemittelt
werden. Dieser Grenzabstand ist von der Mitte der
Fassade rechtwinklig zur Grenze zu messen, wenn
Grenze und Fassade nicht parallel verlaufen.
(NBR 5 16, Aba, 1)

5 20

1 Der Grenzabstand beträgt die Hälfte der Dach- Z. In den Zon
gesimehöhe. mindestens aber 4 m. 0 + 1

2 Der Abstand gewerblicher oder industrieller Cc
bäude zur Grenze einer anderen Zone muss gleich
der Dachgesimehöhe dieser Gebäude sein, mindestens
aber 10 m betragen.

521

Der Grenzabstand darf unterschritten werden: 3. Gemeinsame
Vorschriften

1. durch Ausladungen oberirdischer Gebäude: a) Unterschre
a) auf der ganzen Fassadenlänge durch einen tung

Dachvorsprung: bis 1.2 m;
b) auf insgesamt ein Drittel der Fassadenlänge:

bLi 1,2 m;
aa) im Erdgeschoss durch Ausladungen wie

Terrassen, Veranden, Haus- und Keller-
eingänge;

bb) Ober Erdgeschoss durch Balkone;
2. durch eingeschossige Neben- und Anbauten (5 25)

5 22

Der Grenzabetand muss vergrössert werden: b) Vergrösse
1. für Bauten, deren Umfassungswände hauptsächlich rung

aus Holz bestehen: um 1 m;
2. wenn dies zur Einhaltung der Bestimmungen über

den Gebäudeabstand notwendig ist.

523

1 Mit Zustimmung des Nachbars, welche durch Er- c) Ungleiche
Verteilung
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richtung einer Dienstbarkeit nachzuweisen ist,
und mit Genehmigung der Baukommission kann der
Grenzabstand ungleich verteilt werden.

2 Eine den Vorschriften Ober den Grenzabstand wider

sprechende nachträgliche Parzellierung darf nur
bei gleichzeitiger Eintragung einer entsprechenden
Oienstbarkeit erfolgen.

524

1 Der Gebäudeabstand ist gleich der Summe Grenz- II. Gebäudeab

abstände. stand

2 Zwischen Gebäuden auf ein und demselben Grund

stOck wird er gemessen, wie wenn eine Grenze
dazwischen läge. Diese Grenze ist länge den
Fassaden parallel zu diesen und bei den Gebäude-
ecken mit einer Verbindungegeraden so zu ziehen.
dass der minimale Grenzabstand auf dieser Ver
bindungsgeraden in keinem Punkt unterschritten
wird.

3 Der Gebäudeabstand darf auch bei ungleicher Ver
teilung der Granzabstände nicht unterschritten
werden.

525

Der nachbarliche Grenzabetand darf fOr Garagen. III. Einge
Absteliräume und Gartensitzplätze, die als ein- schossige
geschossige An- und Nebenbauten errichtet werden. Neben- und
bis auf 2 m verringert werden, wenn diese Bauten: Anbauten

1. eine geordnete GeeamtOberbauung nicht beein
trächtigen;

2. in feuerbeständiger Konstruktion erstellt werden;

3. in den Mauern längs der Nachbargrenze, die in
einem kleineren Grenzabstand als 4 m stehen.
keine Deffnungen aufweieen~

4. don Zutritt zur rOckwärtigen Freifläche fOr die•
Feuerwehr nicht behindern;

5. folgende Ausmasse nicht Oberschreiten: Gebäude
länge gegenOber der Nachbargrenze 8 m, Firsthöhe
45D m~ Dachgesimshöhe 3 m.
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2 Der Abstand zu Bauten auf dem gleichen Grundstück

betr3gt mindestens 2 m und zu Bauten auf Nachbar
grundstücken mindestens 4 m.

Dathvorsprünge werden ~so weit berechnet, als sie
60 cm überschreiten.

5 26

Die Baukommission kann mit schriftlicher Zu
stimmung des Baudepartementes eine Unter
schreitung des Gebäudeabstandes mit oder ohne
Auflagen und Bedingungen gestatten, wenn keine
8ffentlichen und beachtenswerten nachbarlichen
Interessen verletzt werden und wenn damit eine
zweckmksige Ueberbauung des Grundstückes er
m8glicht wird.

Unter den gleichen Voraussetzungen kann sie mit
schriftlicher Zustimmung des Baudepartementes
eine Unterschreitung des Grsnzabstandes mit oder
ohne Auflagen und Bedingungen gestatten, wenn
das Nachbargrundstück nicht durch Baulandumlegung
oder Landabtausch überbaubar gemacht werden kann.

Der betroffene Nachbar ist anzuhören.

Die Baukommission kann im Einvernehmen mit der
Solothurnischen Geb~udeversicherungeanstalt (SOV)
und mit dem kantonalen Arbeitsinspektorat Ausnahmen
von Grenz- und Gebäudeabständen mit oder ohne Be
dingungen und Auflagen gestatten. Ausnahmen gegen-•
Ober einem andern Grundeigentümer sind nur zulksig,
wenn dieser durch Errichtung einer Dienstbarkeit ein
Naherbaurecht gewShrt.

528

Die Niveaulinie gibt die generelle Höhenlage einer
Strasse an.

2 Sie wird entweder in einem Bebauungsplan durch

Höhenkcten in angemessenen Abet~nden eingetragen

2. In den Zor
G und 1 nach
NBR 5 29 Abs.

D. Geb~udetei
und Gebgude
Masse

7. BegriffsbE
stimmun ger

1

2

3

IV. Ausnahme
bowilligunger
1. In den Zor
W, 0, 5 und t
nach NBR 5 2]

5 27
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oder‘ auf Begehren eines Grundeigent~mers durch 1. Niveaulini
das Stadtbauamt festgesetzt.

An Strassen, f~r welche keine Niveaulinien fest
gesetzt sind, gilt die H5he der Strassenachse als
Niveau linie.

Wenn ein Gebiet zwischen Strassen mit ungleichen
Niveaulinien liegt, kann das Stadtbauamt eine die
Niveaulinien der angrenzenden Strassen verbindende
Ebene als massgebend bezeichnen.

~ 29

Auf die zu1~ssige Geschosszahl werden angerechnet: 2. Geschosse

1. Vollgeschosse; a) Berechnungder Geschcss
2. Unter-, Dach- und Attikageschosse, welche die zahl

reglementarisch zulässigen Ausmasse überschreiten.

~ 30

Als Untergeschoss gelten Geb~udetei1e und Bauten, b) Unterger
welche oberkant De~ko weder die Niveaulinie noch schoss
das neue Terrain um mehr als 1,5 m über‘ragen.

2 Garageeinfahrten und notwendige Haus- und Keller

eing~nge dorfen eine von aussen sichtbare Unter
geschossh~he von 3,5 m erreichen.

Die H~ihenmasse gemäss Abs. 1 und 2 werden f~r jede
Fassade oder jeden Fassedenteil ausgemitteit.

S 31

Als Vollgeschosse gelten jene iiber der Niveaulinie c3 Vollgescho
oder dem neuen Terrain gelegenen Geb~udetei).e, welche
weder Untergeschosse noch Dach- oder Attikageschosse
sind,

2 Als Dachgeschoss gilt der umhaute Raum eines d) Dachgeschn

Schr~gdaches mit einer Kniewandh5he von h~chstons
~Q cm.
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Als Attikageschoss gilt der über dem obersten Voll- e) Attikage
geschoss eines Flachdachgeb~udes zurückgesetzte schoss
flachgedeckte Geb~udetei1.

~ 32

Die Geb~udeh~ih~ wird in der Mitte jeder Fassade 3. Geb~udeh~5h
sowohl von der Niveaulinie als auch vom neuen Terrain
aus gemessen:

1. bei Schr~gd~chern: bis oberkant Dachtraufe;

2, hei F1achd~chex-n: bis oberkant Oachabschluss oder
oberkant voliwandige Dachbrüstung.

~ 33

1 Hauptr~urno sind:

1. Räume zum dauernden Aufenthalt: Wohn-, Schlaf- 4. R~3ume
und solche Arbeitsr‘~ume (~ucgonommori VDrkDu-Fo--~ a) Hauptr‘~ume
.r~umo), in welchen regelm~sig gearh~itert wird;

2~. Räume zum zeitweiligen Aufenthalt: Küchen, Bastel
r~um€~, Vor‘kaufgr‘~iumo, Wirtschafts- und Versemmlungs
lokale,

2 Nebenr~ume sind Aborte, Badzimmer, Gänge, Treppen- b) Nebenr~urne

häuser und Lifte.

Abste11r~ume sind Keller-, Estrich- und Lagerräume c) Abstel1r~‘j
sowie Kinderwagen- und Fahrradabste11r~urne unter
Ausschluss von Garagen.

Garagen sind Räume zum Einstellen von Motorf-3hr- d) Garagen
zeugen unter Ausschluss gewerblicher Garagen.

~ 34

1 Die Geschossh~5he wird unter Vorbehalt von Abs. 2 II. Geschoss

hienach bis 3,5 m als •ein Geschoss berechnet. h~3he
Dieses Mass überschreitende Ceschossh~hen werden 1. Regel
im Rahmen der zulässigen GehLiudeh6he auf die
übrigen Geschosse angerechnet.
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2 Die Geschosehöhe eines Attikageschosses darf 3 m

betragen

Für Bauten, die nach ihrer Zweckbestimmung eine
besondere H6he erfordern (Kirchen, Turnhallen,
Scheunen, Silos usw.), gelten die gleichen Vor
schriften wie für mehrgeschossiga Bauten der
selben H~ihe~ vorbehalten bleibt ~ 35.

35

Für Kirc ür‘me, Tr ünen ~i entlich Sport agen, 2. Ausnahme
Beleu ungsmast ‚ Hoch. -mine un dergle4 hen dar
die onengem~ e Geb~u h~ihe ± ~hmen r Vor

riften G‘-r das 1 sbild r.erschri an wer n.

S 36
~en~ ~
Die Ba mmissio kann un r Berüc ~ichti g des III. Geb~ude
Orts des, d Charakt s der Z e und er Zu- länge
ga srn~giic eiten ei gr~isse als e zone e

c-isse Ceb~ Ue1~nge estatten

~ 37

Die F3aukomm±ssion kann Ausnahmen von der zonenge- IV~ Gebäude
massen Geb~udetief€3 mit oder ohne Auflagen und Be- • tiefe
dingungen gestatten:

1. für Wohngebäude, wenn eine genügende Belichtung,
Belüftung und Besonnung gewährleistet ist~

2. für andere Gebäude, wenn eine genügende Belichtung
und Belüftung gew~hr1oistet ist.

~ 38

1 Die Neigung von Schr~gd~chcrn darf nicht weniger V. Dächer

als 25° und nicht mehr als 50° alter Teilung be— 1. Neigung vo
tragen. Schr~gd~chern

2 Für Geh~ude von 5 und mehr Geschossen sind nur 2. Aus~ch1uss

Flachdächer zul~-issig. von Schr~g
d~cher‘n
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5 39

Das Dachgeschoss eines Gebäudes mit Schr~gdach darf VI. Dachausba
im Umfang von h8chstens 50 % der Bruttofläche des
darunter liegenden Vollgeschosees ausgebaut werden.

5 40

1 Die Geschossf1~che eines Attikageschosees darf VII. Attikage

höchstens 50 % der Bruttofl5che des darunter schoss
liegenden Vcllgeschosses betragen. Diese Vor
schrift gilt in der Gewerbezone und in den In
dustriezonen nicht.

2 In seiner Beziehung zur Faesadenfl~che des da

runterliegenden Vollgeschosses darf ein Attika
geschoss:

1. In der Regel mit seinem Oachabschlues nicht
vor einer Ebene liegen, welche vom Dachab
schluss des darunter liegenden Vollgeschoeses
oder von einer voliwandigen DachbrOstung aus
mit einer Neigung von 50° alter Teilung ge
zcgen wird;

2. ausnahmsweise bei einwandfreier architektionischer
Gestaltung dec Baues an höchstens 2 gegenOber
liegenden Seiten bis an die Fassadenflache heran-
reichen.

Attikageechosse sind in den Wohnzcnen, der Schutz-
zone und in den Oeffentlichen Zonen fOr Gebäude
mit 1 bis 4 Geschossen unzulässig.

541

FOr Dachaufbauten auf Schr8gd5chern gelten folgende VIII. Dachauf
Vorschriften: bauten

1. die Lönge darf zwei FOnftel der Fassadenbreite 1. Auf Schräg
betragen; dächern

2. bei Schlepplukarnen muss das Dach mindestens
40 cm unterhalb der First angesetzt werden;

3. die Stirnseite ist gegenüber der Fassadenfl~che
des darunter liegenden Vcllgeechoeses um mindestens
10 cm zurüokzusetzen;

4. die Summe der Stirnseiten darf nicht mehr als ein
Siebtel der im Aufriss gemessenen. Dachfl5che betragen;
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5. von der Mittellinie einer Brandmauer muss ein Ab
stand von mindestens 1,5 m eingehalten werden.

5 42

1 Auf Flachdächern sind Dachaufbauten nur ausnahme- 2. Auf Flach-

weise und nur dann zulässig, wenn sie technischen dächern
Zwecken dienen, architektonisch gut gestaltet sind
und sich überdies harmonisch in die Form des Baues
einfügen. Ihre Höhe darf 3 m nicht übersteigen.

2 Dachaufbauten auf Attikageschossen sind unzulässig.

543

Einschnitte in Oachflächen sind nur zulässig, wenn IX. flachem-
sie nicht verunstaltend wirken. schnitte

544

1 Bei allen Gebäuden, welche die zonengemässe Gs- E. Besondere

schosszahl überschreiten, gilt als Kriterium für Bauten
den zulässigen Sähattenwurf auf die Fassade eines 1. Höhere als
beBtehenden oder möglichen Gebäudes der Schatten- zonengemäsi
wurf am 21. Februar im Brüstungsbereich des Erd- Bauten
geschosses.

2 Die Beschattung der Räume zu dauerndem Aufenthalt

soll an diesem Tag zwischen 9 und 17 Uhr nicht
länger als 2 Stunden dauern.

545

1 Umfassungswände, Böden und Decken von Garagen sind 11. Garagen u~

feuerbeetändig auszuführen oder, mit Ausnahme der Einstell
Böden, feuerhemmend zu verkisiden. räume

2 Gegenüber anderen Räumen müssen Garagen feuer-,

expiosions- und gsruchsicher getrennt werden; unter
Haupträumen müssen sie mit einer Massivdecke erstellt
werden. Hsizräume dürfen nicht in direkter Verbindung
mit Garage stehen.
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Einsteliräume sind mechanisch zu entlOften.

Der Fussboden ist mit Gefälle nach dem Ausgang
hin zu erstellen, wenn kein Bodenablauf vor
handen ist. Abwasser von Garagen darf nicht in
die Straseenechale geleitet werden.

Garagen sind so anzulegen, dass das Fahrzeug da
vor aufgestellt werden kann, ohne Trottoir oder
Fahrbahn in Anspruch zu nehmen.

6 Garagen- und andere private Ausfahrten sind der

art zu gestalten und zu erhalten, dass durch das
ein- und ausfahrende Fahrzeug eine Störung des
durchgehenden Verkehre vermieden wird. FOr die
geometrischen und baulichen Anforderungen gelten
die Normen der Vereinigung schweizerischer Straeeen
fachmänner als Richtlinie. Die Baukonrnieeion kann
in bereite Uberbauten Gebieten oder bei geschlossener
Bauwaiee Abweichungen von den Normen zulassen.

Die Neigung der Rampen von Garagen, Autoabetell
plätzen usw. von Ober 4 % darf bei Strassen auf
der Trottoireeite erst 2 m von der Trottoirhinter
kante beginnen, auf der Straeeenseite ohne Trottoir
eret 3,50 m vom Strassenrand entfernt. Die Neigung
darf 15 % nicht Obereteigen. An Kantonestrassen
bleiben die kantonalen Vorschtiften vorbehalten.

546

In t4ehrfamilienhäueern sind zu jeder Wohnung Abetell- F. Abstellräu
räume, worunter ein gemeiniamer Veb- und Kinderwagen-
abstellraum, von zusammen mindestens 12 % der Brutto-
geschossfläche zu erstellen.

•547

1 Zu Wohneiedlungen und Wohnbauten je mit mehr als G. Sp~ielplätz

5 Wohnungen, wobei 1- Zimmerwohnungen nicht mit- und Spielräurr
zählen, sind basonnte und abseits vom Verkehr ge
isgene Kinderepielplätze mit einer Grundfläche von
mindestens 10 % der Btuttogeechosefläche zu er
stellen, sachgemäss zu unterhalten und ihrer Zweck
bestimmung dauernd zu erhalten. Sie sind nach den
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Weisungen der Baukonimission zu gestalten und mit Spiel-
geräten und Spielgelegenheiten für die verschiedenen
Altersstufen und mit Ruhebänken auszustatten. Nach
Mßglichkeit sind gemeinsame, mehreren Bauten dienende
Kinderspielplätze zu schaffen.

2 In Wohnbauten mit mehr als 5 Wohnungen, wobei 1- Zimmer-

wohnungen nicht mitzählen, sind für Kinder und 3ugendliche
bestimmte, heizbare Spiel- oder Werkräume mit einer Grund
fläche von mindestens 3 % der Bruttogeschossfläche zu er
stellen, sachgemäss zu unterhalten und ihrer Zweckbs
stimmung dauernd zu erhalten. Die Plindestgrßsse eines
solchen Raumes muss 25 m2 betragen. Eingangshallen gelten
nicht als Spielräume.

546

1 In den Zonen G + 1 sind immissionsarms Betriebe H. Immissions

und Anlagen zulässig. Sie dürfen für die Nachbar
schaft keine Gefahren oder übermässige Belästigungen,
namentlich durch Lärm, Rauch, Staub, Ausdünstung,
Strahlungen und Erschütterungen zur Folge haben.

2 Vorbehalten bleiben wöitergehende Vorschriften

Spezieller Bebauungspläne und die Bestimmungen des
Zivilrechtes.

Wenn Betriebe und Anlagen diesen Vorschriften nicht
oder nicht mehr entsprechen, verfügt der Gemeinderat,
dass sie entsprechend verändert, nach dem jeweiligen
Stand der Technik verbessert oder, wenn die St8rungen
und Gefahren dadurch nicht behoben werden können, ent
fsrnt oder ganz oder teilweise auseer Betrieb gesetzt
werden.

5 49

1 Der Obach steht auf Grund der kantonalen Uferschutz- 3. Schutz deE

Verordnung unter Schutz. Korrektionen sind nur in Ot!achs
den im Bebauungsplan Obachgebiet ausgewiesenen Ab-..
schnitten möglich.

2 Jede Entfernung, Verändörung oder Beeinträchtigung

des Baum- und Gsbüschbestandes längs des Obachs ist
untersagt. Verjüngungen und Durchlichtungsn sind ge
stattet.
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Wo der natürliche Baum- und Gsbüschbestand l5ngs
das Obachs fehlt, ist seine Wiederherstellung an
zustreben.

Die Bestinwnungen das Waeserrechtsgesetzes und der
kantonalen Uferschutzverordnung bleiben vorbehalten,
insbesondere auch die M8glichkeit von Ausnahmebe
willigungen durch das Baudepartement.

550

Der Verlauf der 6ffentlichen Fusewege lings des lt. Zuganglich
Obacha ist im Bebauungsplan Obachgebiet richtung- keit zum
gebend eingetragen. Dbach

5 51

Die feuerpolizeilichen Vorschriften der SGV L. Vorbehalt
bleiben vorbehalten. dex~ Be

stimmungen
der SGV

5 52

1 Die Baukommieeion kann bei Umbauten beetehender Pl. Ausnahmebc

Gebaude, durch welche wesentliche Verbesserungen willigunge
erzielt werden, Auenahmen von den Bestimmungen bei Umbaut
des 2. Abschnittes der vorliegenden Bauvor- nach NBR
echriften gestatten, wenn die Einhaltung der 5 14
Bestimmungen zu einer unzumutbaren Harte führen
würde. Die Ausnahmebewilligung kann mit Auflagen
oder Bedingungen verbunden werden, welche auf An
meldung der zustandigen Behörde im Grundbuch ange
merkt werden können.

2 Auf berechtigte nachbarliche Interessen ist Rück

sicht zu nehmen.
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3. Abschnitt: Schlussbestimrnungen

~ 53

Auf Grundstücken, welche vor Inkrafttreten dieser
Bauvorschriften überbaut wurden, ist die Er
stellung der nach dem Reglement über ParkpUitze
für Motorfahrzeuge berechneten Zahl von Garagen
auch dann zu1~ssig, wenn dadurch die zullissige
Ausnützung das Grundstücks überschritten wird.
Vorbehalten bleibt die Einhaltung aller übrigen
baureglementarischen Vorschriften.

2 Diese Vor‘schrift gilt nicht bei Abbruch und Neu-

überbauung einer Liegenschaft.

~ 54

1, R~5merhof GB Nr. 2426 (RRB l2~ 12.38)
2. Gibelinstrasse-Segetzstrasse-Obach (RRB 25.5.54)
3, Gibelinstrasse-Segetzstrasse (RRB 10.5.57)
4. Obach—Aarhof (RRB 5.11.57)
5. Muttenstrasse-R~imerstrasse GB Nr. 174 + 1593

(RRB 30.6.64)
6. Aarhof (RRB 1.7.70)
7. Edmund-Wyss-Strasse (RRB 1.7.70)
8. Mittlere Westtangente (RRB 12.1.73)

Rnpa~≤er~ an dar n 2c~~A _~?‘e3Ie.ynerd
~enehrrieq~ a.~ -14. ~. jzr ≥~

Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn
Der Stadtammann: Der StaLsc~Weiber

1~,.

1

Die nachgenannten Bebauungsp1~ne und die zuge
h~irigeri Bauvorschriften bleiben vorbehalten,
soweit die vorliegenden Bauvorschriften nicht
strengere Bestimmungen enthalten:

1. Ausnützung~
vorbehalt
für Garage
bauten

II. Vorbehalt
bestehend~
8ebau~ngs
p 1~n e

III. Varh~ltn
zum Bau
reglemen
von 1938

55

Die :~stirnmun n der vo iegende Bauvorsc riften
ge n den ab .eichende Vorschri an des ~dt. B~
rglemente vom 24. uni 1938 or. Im rigen g,Ylt
sas st~d sche Bau glem8nt uch für as Dbac~ebiet.

v- 4~j.9~


